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Zumeldung zur Pressemitteilung des Kultusministeriums vom 16.01.2012
Finanzierung der Schulsozialarbeit von der Landesregierung zugesichert
Gemeindetag begrüßt Schulversuche und fordert weiterhin Gesamtkonzept
Stuttgart. Der Gemeindetag Baden-Württemberg bleibt bei seiner bisherigen Haltung, zahlenmäßig begrenzte Schulversuche zu begrüßen: das Konzept der Gemeinschaftsschulen muss erprobt werden. Insofern erfüllen die Erklärungen der Ministerin Gabriele Warminski-Leitheußer am heutigen Tag, die Entwicklung der Gemeinschaftsschulen wissenschaftlich begleiten und evaluieren zu lassen, die regelmäßig formulierten Erwartungen des Kommunalen Landesverbands. Schulversuche seien allerdings, so der Gemeindetag über das bisherige Schulgesetz bereits rechtlich abgedeckt und möglich. Nach wie vor fehle den Kommunen ein Gesamtkonzept, in dem die von der Landesregierung gewünschten künftigen Schulstrukturen erkennbar werden. „Wir gehen selbstverständlich davon aus, dass die in Vorgesprächen erteilte Zusage der Landesregierung, die Schulsozialarbeit zu finanzieren, eingehalten wird“, erklärte der Präsident des baden-württembergischen Gemeindetags. 
Damit es möglich ist, die Schullandschaft für die Zukunft zu gestalten, müssen die Kommunen erkennen können, wohin die Reise geht. „Viel hilft viel“, so der Präsident des Gemeindetags, gelte nicht für das Schulsystem in Baden-Württemberg. „Kein Gesamtkonzept zu haben, alle Schularten zu belassen, mit zusätzlichen Angeboten zu ergänzen und das Alles wohlwissend, dass die Schülerzahlen rückläufig sind, macht das Schulsystem in Baden-Württemberg unübersichtlicher“, prognostizierte Kehle. Der Gemeindetag erwartet von der Landesregierung eine Aussage wie die flächendeckende Versorgung mit allen Schularten mittel- und langfristig im Land insgesamt, aber auch in der Raumschaft gewährleistet werden kann. Erfreulich sei, so der Kommunale Landesverband, dass die Landesregierung die Forderung des Gemeindetags den regionalen Konsens zu beachten, endlich aufgegriffen habe. „Der Hinweis, das Kultusministerium werde ein geeignetes Verfahren für Konfliktfälle schaffen, reiche jedoch bei Weitem nicht aus, so Roger Kehle. „Wir erwarten von der Landesregierung jetzt und nicht irgendwann eine klare Aussage, wie diese Konfliktbewältigung aussehen soll“, forderte Präsident Roger Kehle für die Kommunen im Land. 
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